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Juhalt: Geſetz über Beihilfen zu Kriegswohlfahrtsausgaben der Gemeinden und Gemeindeverbände. ©. 69. — 

Verordnung, betreffend Verleihung der Rechte einer öffentlichen Körperſchaft an den Feuer⸗ 
verſicherungsverband in Mitteldeutſchland. S. 70. 


(Nr. 11413.) Geſetz über Beihilfen zu Kriegswohlfahrtsausgaben der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände. Vom 27. März 1915. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a., 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
EL 


Der Staatsregierung wird ein Betrag bis zu 110 Millionen Mark zur 
Verfügung geſtellt, um Gemeinden und Gemeindeverbänden zur Erleichterung 
ihrer Ausgaben für Kriegswohlfahrtszwecke Beihilfen zu gewähren. 


92. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach §1 er⸗ 
forderlichen Summe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. An Stelle der 
Staatsſchuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen ausgegeben 
werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzugeben. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von 
Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die 
Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt find, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor dem Fälligkeits⸗ 
termine zur Verfügung zu halten. 

Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 
Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuße, zu 
welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatzanweiſungen 
und die Schuldverſchreibungen ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanz⸗ 
miniſter. Im übrigen kommen wegen der Verwaltung und Tilgung der Anleihe 

Geſetzſaammlung 1915. (Nr. 11413—11414.) 21 

Ausgegeben zu Berlin den 7. April 1915. 


die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher Staats⸗ 
anleihen, vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. S. 43) 
und des Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung, vom 3. Mai 1903 (Gefegfamml. S. 155) zur Anwendung. 
SB: 

Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Minifter des Innern und dem 
Finanzminiſter ob. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 27. März 1915. 


(L. S.) Wilhelm. 
Delbrück. v. Tirpitz. Beſeler. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. v. Jagow. 
Wild v. Hohenborn. Helfferich. 


(Nr. 11414.) Verordnung, betreffend Verleihung der Rechte einer öffentlichen Körperſchaft 
an den Feuerverſicherungsverband in Mitteldeutſchland. Vom 26. März 1915. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 
verleihen hiermit auf Grund des § 14 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die öffent⸗ 
lichen Feuerverſicherungsanſtalten, vom 25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 241ff.) 
dem Feuerverſicherungsverband in Mitteldeutſchland die Rechte einer öffentlichen 
Körperſchaft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 26. März 1915. 


(L. S.) Wilhelm. 
Beſeler. v. Loebell. 
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